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Wortlaut der Petition

Mit der Petition wird gefordert, dass alle Reden im Bundestag einem unabhängigen Faktencheck unterzogen

werden. Werden nachweislich falsche Aussagen getätigt, sollen die betreffenden Abgeordneten verpflichtet

werden, die Korrektur selbst in ihrer nächsten Redezeit öffentlich vorzutragen.

Begründung

In einer funktionierenden Demokratie ist die Wahrheit ein unverzichtbares Fundament für politische

Entscheidungen, Meinungsbildung und öffentliche Debatten. Gerade im Deutschen Bundestag, dem zentralen

Ort parlamentarischer Auseinandersetzung, sollten die Bürgerinnen und Bürger erwarten dürfen, dass

Aussagen von Abgeordneten auf überprüfbaren Fakten basieren.

In den letzten Jahren ist jedoch immer wieder zu beobachten, dass in politischen Reden gezielt oder fahrlässig

falsche Informationen verbreitet werden – sei es zur Unterstützung eines politischen Narrativs, zur

Stimmungsmache oder aus Mangel an Sorgfalt. Dies untergräbt nicht nur das Vertrauen der Öffentlichkeit in

die Politik, sondern erschwert auch eine sachliche, lösungsorientierte Diskussion innerhalb und außerhalb des

Parlaments.

Deshalb fordert diese Petition, dass alle Bundestagsreden verpflichtend einem unabhängigen, transparenten

und methodisch klar definierten Faktencheck unterzogen werden. Dabei sollen externe, nicht parteigebundene

Stellen oder ein interfraktionell besetztes Gremium für die Durchführung und Veröffentlichung der Ergebnisse

zuständig sein.

Wird im Zuge dieses Verfahrens festgestellt, dass ein Mitglied des Bundestags nachweislich falsche oder

irreführende Behauptungen aufgestellt hat, soll es verpflichtet werden, diese in seiner nächsten Redezeit

eigenständig öffentlich richtigzustellen. Dies soll nicht nur zur Richtigstellung des Sachverhalts beitragen,

sondern auch dazu, politische Verantwortung zu stärken und die Integrität parlamentarischer Debatten zu

sichern.

Eine solche Regelung würde der wachsenden Desinformation in der politischen Kommunikation effektiv

entgegenwirken und die Qualität sowie den Wahrheitsgehalt parlamentarischer Beiträge deutlich verbessern.

Gleichzeitig bleibt die Meinungsfreiheit gewahrt – denn diese schützt nicht die Verbreitung von objektiv

falschen Behauptungen, sondern die freie Äußerung persönlicher Standpunkte im Rahmen der Fakten.

Transparenz, Verantwortlichkeit und der Wille zur Wahrheitssuche sollten Kernprinzipien unserer Demokratie

sein. Diese Petition ist ein Schritt in diese Richtung.

Anregungen für die Forendiskussion

In einer funktionierenden Demokratie ist die Wahrheit ein unverzichtbares Fundament für politische

Entscheidungen, Meinungsbildung und öffentliche Debatten. Gerade im Deutschen Bundestag, dem zentralen
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Ort parlamentarischer Auseinandersetzung, sollten die Bürgerinnen und Bürger erwarten dürfen, dass

Aussagen von Abgeordneten auf überprüfbaren Fakten basieren.

In den letzten Jahren ist jedoch immer wieder zu beobachten, dass in politischen Reden gezielt oder fahrlässig

falsche Informationen verbreitet werden – sei es zur Unterstützung eines politischen Narrativs, zur

Stimmungsmache oder aus Mangel an Sorgfalt. Dies untergräbt nicht nur das Vertrauen der Öffentlichkeit in

die Politik, sondern erschwert auch eine sachliche, lösungsorientierte Diskussion innerhalb und außerhalb des

Parlaments.
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Soweit Sie es für wichtig halten, senden Sie bitte ergänzende Unterlagen in Kopie (z.B. Entscheidungen der

betroffenen Behörde, Klageschriften, Urteile) nach Erhalt des Aktenzeichens auf dem Postweg an folgende

Kontaktadresse:

Deutscher Bundestag

Sekretariat des Petitionsausschusses

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Tel: (030)227 35257
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